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3. Instanz

Datum -

Die Berufung wird zurÃ¼ckgewiesen.

Kosten sind fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Â 

GrÃ¼nde:

I.

Der KlÃ¤ger begehrt zuletzt noch die Feststellung eines Grades der Behinderung
(GdB) von 80 statt 70.

Â 
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Der im Jahr 1951 geborene KlÃ¤ger beantragte bei der Beklagten erstmalig am 18.
Februar 2011 die Feststellung einer Behinderung, des GdB sowie der hierdurch
bedingten Merkzeichen. Er begrÃ¼ndete dies mit erlittenen Wirbelfrakturen, einer
Osteoporose und einem Zustand nach Schlaganfall. Aus steuerlichen GrÃ¼nden
begehrte er die rÃ¼ckwirkende Feststellung ab Oktober 2010.

Â 

Die Beklagte holte Befundberichte bei dem OrthopÃ¤den G. und dem Neurologen
und Psychiater H. ein. Entsprechend der gutachtlichen Stellungnahme ihres
Ã�rztlichen Dienstes stellte die Beklagte mit Bescheid vom 7. April 2011 einen GdB
von 30 fÃ¼r den Zeitraum 1. Oktober 2010 bis 9. Februar 2011 und einen GdB von
50 ab dem 10. Februar 2011 fest. Hierbei berÃ¼cksichtigte sie eine
FunktionsstÃ¶rung der WirbelsÃ¤ule, ein Schulter-Arm-Syndrom rechts und eine
Osteoporose (Einzel-GdB von 30) sowie KonzentrationsstÃ¶rungen mit
Depressionen nach Hirninfarkt (Einzel-GdB von 30).

Â 

Hiergegen legte der KlÃ¤ger Widerspruch ein und machte einen hÃ¶heren GdB und
die Zuerkennung des Merkzeichens G (erhebliche BeeintrÃ¤chtigung der
BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr) geltend. Die Beklagte holte einen
weiteren Befundbericht des OrthopÃ¤den ein. Entsprechend der gutachtlichen
Stellungnahme ihres Ã�rztlichen Dienstes wies sie den Widerspruch mit
Widerspruchsbescheid vom 8. Juni 2011 zurÃ¼ck, da die erfolgte GdB-Feststellung
zutreffend sei und die Voraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung des Merkzeichens G
nicht vorlÃ¤gen. 

Â 

Am 8. Juli 2011 hat der KlÃ¤ger Klage beim Sozialgericht (SG) Bremen erhoben und
sein Begehren weiterverfolgt. Er hat angegeben, unter erheblichen
FunktionsstÃ¶rungen der WirbelsÃ¤ule bei schwerer Osteoporose zu leiden. Weitere
EinschrÃ¤nkungen ergÃ¤ben sich aufgrund eines im Jahr 1979 erlittenen Unfalls am
rechten Arm, einer Arthrose im rechten GroÃ�zehgrundgelenk, neurologischer
AusfÃ¤lle verbunden mit Koordinations- und GleichgewichtsstÃ¶rungen sowie einer
schweren Depression. Auch habe er im Juni 2011 erneut einen Schlaganfall erlitten.
Zudem kÃ¶nne er eine Wegstrecke von 50 Metern kaum bewÃ¤ltigen.

Â 

Das SG Bremen hat Befundberichte von dem Neurologen und Psychiater, dem
OrthopÃ¤den und der Praxis fÃ¼r Physiotherapie I., J., K. eingeholt. Sodann hat es
Beweis erhoben durch Einholung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens des
Facharztes fÃ¼r Chirurgie, Unfallchirurgie, Sportmedizin und Chirotherapie L. mit
Zusatzbegutachtung durch den Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie M.. Die
SachverstÃ¤ndigen haben den KlÃ¤ger am 4. Oktober 2012 untersucht.
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Â 

In seinem Gutachten vom 30. Oktober 2012 fÃ¼hrt der SachverstÃ¤ndige M. aus,
dass bei dem KlÃ¤ger eine leicht ausgeprÃ¤gte hirnorganische
LeistungsschwÃ¤che, vor allem in zeitlicher Hinsicht (Einzel-GdB von 20), leicht
ausgeprÃ¤gte depressive StÃ¶rungen mit Neigung zum Alkoholmissbrauch (Einzel-
GdB von 10) und leicht ausgeprÃ¤gte KoordinationsstÃ¶rungen (Einzel-GdB von 10)
bestÃ¼nden. Insgesamt erachtet der SachverstÃ¤ndige M. einen GdB von 30 auf
nervenÃ¤rztlichem Gebiet fÃ¼r angemessen.

Â 

Der SachverstÃ¤ndige L. kommt in seinem Gutachten vom 16. Januar 2013 zu dem
Ergebnis, dass fÃ¼r die Folgen der erlittenen WirbelbrÃ¼che ein GdB von 30, fÃ¼r
das beidseits aufgetretene Schulterengpasssyndrom ein GdB von 10 und fÃ¼r die
eingeschrÃ¤nkte Beweglichkeit des rechten Handgelenks mit aufgehobener
Unterarmwendbewegung ein GdB von 20 gerechtfertigt sei. Unter
BerÃ¼cksichtigung der EinschÃ¤tzung des SachverstÃ¤ndigen M. sei insgesamt ein
GdB von 60 anzunehmen. Die Zuerkennung des Merkzeichens G sei hingegen nicht
gerechtfertigt.

Â 

Mit Schriftsatz vom 5. Februar 2013 hat die Beklagte ein erstes Vergleichsangebot
abgegeben, wonach bei dem KlÃ¤ger unter BerÃ¼cksichtigung einer
BewegungseinschrÃ¤nkung im rechten Ellenbogen- und Handgelenk (Einzel-GdB
von 20) ein GdB von 60 ab dem 11. Juli 2011 feststellt werden kÃ¶nne. Der KlÃ¤ger
hat dieses nicht angenommen. 

Â 

Nachdem der KlÃ¤ger mitgeteilt hatte, dass sich sein Gesundheitszustand auf HNO-
Ã¤rztlichem Fachgebiet verschlechtert habe, hat das SG Bremen einen
Befundbericht des HNO-Arztes N. eingeholt. Daraufhin hat die Beklagte als weitere
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung eine SchwerhÃ¶rigkeit und OhrgerÃ¤usche mit einem
Einzel-GdB von 10 berÃ¼cksichtigt, ohne den Gesamt-GdB hoch zu stufen.

Â 

Aufgrund eines zwischenzeitlich gestellten Verschlimmerungsantrags des KlÃ¤gers
bei der Beklagten hat das SG Bremen das Verfahren mit Beschluss vom 27.
November 2013 ruhend gestellt. Im April 2014 ist das Verfahren
wiederaufgenommen worden.

Â 

Der KlÃ¤ger hat mitgeteilt, dass er unter einer Alkohol- und Medikamentensucht
leide und diesbezÃ¼glich ebenfalls von H. behandelt werde. Ein Attest des
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Internisten O. hat er zur Akte gereicht. 

Â 

Auf Antrag des KlÃ¤gers hat das SG Bremen nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) Beweis erhoben durch Einholung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens des
Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die P., der den KlÃ¤ger am 5. November 2014 untersucht
hat. In seinem Gutachten vom 18. Februar 2015 kommt P. zu dem Ergebnis, dass
bei dem KlÃ¤ger eine Verschlechterung gegenÃ¼ber der letzten Begutachtung im
Jahr 2013 eingetreten sei. Die Osteoporose sei weiter fortgeschritten. Er verweist
auf einen seinem Gutachten beigefÃ¼gten Entlassungsbericht des Q., wo der
KlÃ¤ger am 29. Oktober 2014 untersucht worden war und weitere Wirbelfrakturen
festgestellt worden waren. Bei dem KlÃ¤ger bestÃ¼nden nunmehr mittelgradige bis
schwere funktionelle Auswirkungen in der Brust- und LendenwirbelsÃ¤ule mit einem
chronischen Schmerzsyndrom und einer Belastungsinsuffizienz beim Gehen und
lÃ¤ngeren Stehen. HierfÃ¼r kÃ¶nne ein GdB von 50 angesetzt werden. FÃ¼r die
FunktionseinschrÃ¤nkung des rechten Ellenbogengelenks mit mangelnder
Umwendbewegung sei ein GdB von 10 anzusetzen. Unter BerÃ¼cksichtigung der
Folgen des cerebralen Insults und der Depression sei ein Gesamt-GdB von 70
angemessen. Auch lÃ¤gen die Voraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung des
Merkzeichens G vor.

Â 

Daraufhin hat die Beklagte am 9. MÃ¤rz 2015 ein zweites Vergleichsangebot
unterbreitet. Unter BerÃ¼cksichtigung einer HÃ¶herbewertung der
FunktionsstÃ¶rung der WirbelsÃ¤ule, dem Schulter-Arm-Syndrom rechts und der
Osteoporose (Einzel-GdB von 40) kÃ¶nne ab dem 11. Juli 2011 ein GdB von 60 und
ab dem 29. Oktober 2014 (Untersuchung im R.) ein GdB von 70 angeboten werden.
Der KlÃ¤ger hat dem nicht zugestimmt und darauf verwiesen, dass im Januar 2015
eine indolente systemische Mastozytose diagnostiziert worden sei. Den
entsprechenden Arztbrief des Internisten S. vom 29. Januar 2015 hat er zur Akte
gereicht.

Â 

Das Gericht hat dem SachverstÃ¤ndigen L. das Gutachten des P. mit der Bitte um
Stellungnahme vorgelegt. Der SachverstÃ¤ndige L. hat mit Schriftsatz vom 20. Mai
2015 bestÃ¤tigt, dass eine Zunahme der WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen aufgrund
der von P. erhobenen Befunde zu erkennen sei. Entgegen der Auffassung des P. sei
ein GdB von 50 jedoch nicht gerechtfertigt. Mithin scheide die Zuerkennung des
Merkzeichens G bereits aus formalen GrÃ¼nden aus.

Â 

Nachdem der KlÃ¤ger unter Verweis auf zwei Arztbriefe des Kardiologen T. aus Juli
2015 mitgeteilt hatte, dass er nunmehr auch an einer koronaren Herzkrankheit leide
und bereits mit Stents versorgt worden sei, hat die Beklagte als weitere
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FunktionsbeeintrÃ¤chtigung koronare GefÃ¤Ã�verÃ¤nderungen und Stenteinlagen
(Einzel-GdB von 10) berÃ¼cksichtigt, ohne den Gesamt-GdB hoch zu stufen.

Â 

Im Rahmen eines im Dezember 2015 stattgefundenen ErÃ¶rterungstermins hat der
KlÃ¤ger eine weitere Verschlechterung seines Gesundheitszustandes geltend
gemacht und einen weiteren Antrag nach Â§ 109 SGG angekÃ¼ndigt. Zudem hat er
mitgeteilt, dass nunmehr auch ein Lungenemphysem infolge einer chronischen
Bronchitis vorliege.

Â 

Das SG Bremen hat daraufhin einen Befundbericht der Pneumologin U. eingeholt.
Sodann hat es auf Antrag des KlÃ¤gers nach Â§ 109 SGG Beweis erhoben durch
Einholung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens des Internisten, HÃ¤matoonkologen,
Gastroenterologen und Rettungsmediziners V. (Untersuchung des KlÃ¤gers am 25.
Mai 2016) und eines weiteren Gutachtens des P. (Untersuchung des KlÃ¤gers am
17. August 2016).

Â 

In seinem Gutachten vom 14. Juli 2016 fÃ¼hrt V. aus, dass bei dem KlÃ¤ger eine
indolente systemische Mastozytose mit Mastozytose-induzierter Osteoporose und
NahrungsmittelunvertrÃ¤glichkeiten bestehe. In Analogie zu Ã¤hnlichen systemisch
sich manifestierenden hÃ¤matoonkologischen Erkrankungen mit
Knochenmarksinfiltration durch immunologische aktive Zellen wie dem
Hypereosinophilen-Syndrom betrage der GdB im onkologischen Fachgebiet 50.

Â 

P. kommt in seinem zweiten Gutachten vom 7. September 2016 zu dem Ergebnis,
dass ein Fortschreiten der Osteoporose mit weiteren Wirbelfrakturen und einer
Zunahme der dadurch bedingten Schmerzsituation bei Bewegungen, besonders
beim Gehen, feststellbar sei. Bei der durch die Mastozytose induzierten manifesten
Osteoporose sei trotz Therapie eine Progredienz aufgetreten. Dadurch sei es zu
einer weitgehenden Versteifung der WirbelsÃ¤ule sowie einer vermehrten
Schmerzhaftigkeit beim Gehen und Bewegen, gerade nach kurzer Zeit, gekommen.
FÃ¼r die mittelgradigen bis schweren funktionellen Auswirkungen in zwei
WirbelsÃ¤ulenabschnitten mit chronischem Schmerzsyndrom und
Belastungsinsuffizienz beim Gehen und lÃ¤ngeren Stehen sei ein GdB von 40, fÃ¼r
die weitgehende Versteifung der WirbelsÃ¤ule ein GdB von 40 und fÃ¼r das rechte
Ellenbogengelenk mit weitgehender Aufhebung der Umwendbewegung ein GdB von
10 anzusetzen. Insgesamt betrage der GdB auf orthopÃ¤dischen Fachgebiet 50.
Unter BerÃ¼cksichtigung eines GdB von 50 auf onkologischen Fachgebiet und eines
GdB von 30 auf neurologisch-psychiatrischen Fachgebiet sei daher ein GdB von 80
angemessen. Da die WirbelsÃ¤ule in einer deutlichen Fehlstellung fast versteift und
das GehvermÃ¶gen schon nach kurzen Strecken deutlich durch Schmerzhaftigkeit
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und eine verminderte GehfÃ¤higkeit eingeschrÃ¤nkt sei, sei das Merkzeichen G
zuzuerkennen. 

Â 

Mit SchriftsÃ¤tzen vom 21. Oktober 2016 und vom 6. Januar 2017 hat die Beklagte
ein drittes Vergleichsangebot abgegeben. Bei dem KlÃ¤ger kÃ¶nne ab dem 11. Juli
2011 ein GdB von 60, ab dem 29. Oktober 2014 ein GdB von 70 und ab dem 17.
August 2016 das Vorliegen der gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die
Zuerkennung des Merkzeichens G festgestellt werden. Dabei hat sie folgende
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zugrunde gelegt: 1. FunktionsstÃ¶rung der
WirbelsÃ¤ule, Schulter-Arm-Syndrom rechts, multiple WirbelkÃ¶rperfrakturen,
Osteoporose und wechselnde Beschwerden infolge einer Mastozytose (Einzel-GdB
von 50), 2. KonzentrationsstÃ¶rungen und Depressionen nach Hirninfarkt (Einzel-
GdB von 30), 3. BewegungseinschrÃ¤nkung im rechten Ellenbogen- und
Handgelenk (Einzel-GdB von 20), 4. SchwerhÃ¶rigkeit und OhrgerÃ¤usche (Einzel-
GdB von 10), 5. Koronare GefÃ¤Ã�verÃ¤nderungen und Stenteinlagen (Einzel-GdB
von 10). Der KlÃ¤ger hat dem Vergleich nicht zugestimmt.

Â 

Auf seinen Antrag hin hat das Gericht erneut nach Â§ 109 SGG Beweis erhoben
durch Einholung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens des Kardiologen W., der
dieses nach Untersuchungen des KlÃ¤gers am 1. Juni 2017 und 18. Juli 2018 unter
dem 29. November 2018 erstattet hat. Der SachverstÃ¤ndige W. kommt zu dem
Ergebnis, dass bei dem KlÃ¤ger im Wesentlichen eine koronare Herzerkrankung
vorliegt, die einen GdB von 70 bedingt. 

Â 

Das Gericht hat sodann einen Befundbericht des Kardiologen X. eingeholt. 

Â 

Zwischenzeitlich ist der KlÃ¤ger im November 2018 mit einem Bypass im rechten
Bein versorgt worden. Den entsprechenden Behandlungsbericht hat der KlÃ¤ger zur
Akte gereicht. Auch hat er einen weiteren Arztbrief des Kardiologen vom 18.
November 2019 vorgelegt.

Â 

Die Beklagte hat aufgrund des im November 2018 erfolgten Eingriffs als weitere
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung eine operierte arterielle Verschlusskrankheit des
rechten Beines mit einem Einzel-GdB von 20 berÃ¼cksichtigt, ohne den Gesamt-
GdB hoch zu stufen.

Â 
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Im Dezember 2019 ist ein weiterer operativer Eingriff (Anlage eines aortokoronaren
Bypasses) erfolgt. Den entsprechenden Behandlungsbericht hat der KlÃ¤ger zur
Akte gereicht.

Â 

Das SG Bremen hat erneut einen Befundbericht des Kardiologen eingeholt.

Â 

Daraufhin hat die Beklagte die Herzleistungsminderung mit einem GdB von 20
bewertet, ohne den Gesamt-GdB hoch zu stufen.

Â 

Der KlÃ¤ger hat darauf hingewiesen, dass zuletzt ein obstruktives Schlaf-Apnoe-
Syndrom festgestellt worden sei und das entsprechende Attest der HNO-Ã�rztin Y.
vom 14. Juli 2020 vorgelegt. 

Â 

Mit Urteil vom 16. Juli 2021 hat das SG Bremen die Beklagte verurteilt, bei dem
KlÃ¤ger unter AbÃ¤nderung ihres Bescheids vom 7. April 2011 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 8. Juni 2011 entsprechend ihres Vergleichsangebots
vom 6. Januar 2017 einen GdB von 60 ab dem 11. Juli 2011, einen GdB von 70 ab
dem 29. Oktober 2014 und das Vorliegen der Voraussetzungen fÃ¼r die
Zuerkennung des Merkzeichens G ab dem 17. August 2016 festzustellen. Im
Ã�brigen hat es die Klage abgewiesen. 

Â 

FÃ¼r das WirbelsÃ¤ulenleiden hat das SG Bremen einen GdB von 50 angesetzt.
Dabei hat es maÃ�geblich auf die medizinischen Feststellungen des P. in seinem
zweiten Gutachten vom 7. September 2016 und des V. in seinem Gutachten vom
14. Juli 2016 abgestellt. Nach den AusfÃ¼hrungen des SG Bremen seien die
Auswirkungen der systemischen Mastozytose hiervon mitumfasst, da sich diese in
erster Linie in der Osteoporose mit multiplen Frakturen und dem Schmerzsyndrom
manifestierten. Soweit P. den von V. angesetzten GdB von 50 auf onkologischem
Fachgebiet zusÃ¤tzlich berÃ¼cksichtigt habe, handele es sich um eine unzulÃ¤ssige
Doppelbewertung der Osteoporose, WirbelkÃ¶rperfrakturen und des
Schmerzsyndroms. Denn maÃ�geblich seien die Auswirkungen von
GesundheitsstÃ¶rungen, nicht hingegen die Bewertung von einzelnen Diagnosen.

Â 

FÃ¼r die leicht ausgeprÃ¤gte hirnorganische LeistungsschwÃ¤che, die leichtgradige
depressive StÃ¶rung mit Neigung zum Alkoholmissbrauch und die leicht
ausgeprÃ¤gten KoordinationsstÃ¶rungen sei entsprechend den AusfÃ¼hrungen des
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SachverstÃ¤ndigen M. ein GdB von 30 anzusetzen.

Â 

Das Herzleiden bedinge einen GdB von 20. Dabei hat das SG Bremen maÃ�geblich
auf die Berichte des Kardiologen X. abgestellt. In seinem Befundbericht aus April
2019 habe X. angegeben, dass keine kardialen Beschwerden, keine EinschrÃ¤nkung
der Herzleistung und keine kardiale Limitierung der Belastbarkeit vorlÃ¤gen. Im
November 2019 habe eine Belastung halbsitzend auf dem Fahrradergometer mit 50
Watt Ã¼ber zwei Minuten stattgefunden. Bei 75 Watt habe der KlÃ¤ger nach 10
Sekunden wegen Dyspnoe abgebrochen. Nachdem im Dezember 2019 in der Klinik
Z. eine komplette arterielle Myokardrevaskularisation vorgenommen worden sei,
habe nach den Angaben des X. im Februar 2020 noch eine geringe EinschrÃ¤nkung
der Herzleistung bei leichter Belastung bestanden. Diese Befunde stÃ¼tzten nicht
die von dem SachverstÃ¤ndigen W. vorgenommene Bewertung mit einem GdB von
70. Auch dem Gutachten des SachverstÃ¤ndigen W. lieÃ�en sich keine Befunde
entnehmen, die eine solche GdB-Bewertung rechtfertigten.

Â 

Anhaltspunkte fÃ¼r eine HÃ¶herbewertung der arteriellen Verschlusskrankheit
(Einzel-GdB von 20), der FunktionsstÃ¶rungen des rechten Ellenbogen- und
Handgelenks (Einzel-GdB von 20) sowie der SchwerhÃ¶rigkeit und den
OhrgerÃ¤uschen (Einzel-GdB von 10) seien nicht ersichtlich. 

Â 

Bei dem geltend gemachten Schlaf-Apnoe-Syndrom handele es sich um eine
Verdachtsdiagnose. Eine Untersuchung im Schlaflabor habe noch nicht
stattgefunden, so dass diese nicht berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nne.

Â 

Der Gesamt-GdB von 70 ab dem 29. Oktober 2014 sei gerechtfertigt aufgrund der
HÃ¶herbewertung des WirbelsÃ¤ulenleidens einschlieÃ�lich der Osteoporose.
MaÃ�geblich sei hier der Bericht des Q. Ã¼ber die erstmalige Vorstellung des
KlÃ¤gers in der dortigen Osteologie am 29. Oktober 2014. Ausgangspunkt sei ein
Einzel-GdB von 50 fÃ¼r die FunktionsbeeintrÃ¤chtigung der WirbelsÃ¤ule mit
Schulter-Arm-Syndrom rechts, ausgeprÃ¤gter Osteoporose mit multiplen
WirbelkÃ¶rperbrÃ¼chen und weiteren Folgen der systemischen Mastozytose. Das
AusmaÃ� der dadurch bedingten Behinderung werde durch die Auswirkungen der
zutreffend mit einem Einzel-GdB von 30 bewerteten psychischen StÃ¶rungen sowie
der mit einem Einzel-GdB von 20 anerkannten Ellenbogen- und
HandgelenksstÃ¶rungen erhÃ¶ht. Die Ã¼brigen mit einem GdB von 20 bzw. 10
bewerteten FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen seien indes nicht geeignet, den Gesamt-
GdB weiter zu erhÃ¶hen. Eine weitere Zunahme des AusmaÃ�es der Behinderung
kÃ¶nne hier nicht angenommen werden.
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Â 

Gegen das ihm am 13. August 2021 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 10.
September 2021 Berufung eingelegt. Explizit begehrt er nur noch die Feststellung
eines GdB von 80 fÃ¼r die Zeit ab dem 17. August 2016. Das SG Bremen habe
nicht berÃ¼cksichtigt, dass die von den SachverstÃ¤ndigen AA. und AB. ermittelten
Einzel-GdB lediglich fÃ¼r deren jeweiliges Fachgebiet gelten wÃ¼rden. Entgegen
der Annahme das SG Bremen komme es hier nicht zu Ã�berschneidungen. Es
bestÃ¼nde mithin jeweils ein GdB von 50 auf orthopÃ¤dischen und onkologischen
Fachgebiet. Hinzu komme ein Einzel-GdB von 70 auf kardiologischem Fachgebiet.
Dies habe der SachverstÃ¤ndige W. festgestellt. Dessen EinschÃ¤tzung sei zu
folgen. Die Angaben des Kardiologen X. seien indes nicht geeignet, diese Bewertung
zu erschÃ¼ttern, da hier nur eine oberflÃ¤chliche kardiologische Behandlung erfolgt
sei. 

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt unter Zugrundelegung seiner BerufungsbegrÃ¼ndung
sinngemÃ¤Ã�,

Â 

das Urteil des SG Bremen vom 16. Juli 2021 insoweit abzuÃ¤ndern, als dass die
Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 7. April 2011 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 8. Juni 2011 auch verurteilt wird, bei dem KlÃ¤ger
einen GdB von 80 ab dem 17. August 2016 festzustellen. 

Â 

Die Beklagte beantragt nach Lage der Akten,

Â 

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Sie verweist auf die EntscheidungsgrÃ¼nde des erstinstanzlichen Urteils und hÃ¤lt
diese fÃ¼r zutreffend.

Â 

Das Gericht hat den Beteiligten mitgeteilt, dass Ã¼ber den Rechtsstreit durch
Beschluss gem. Â Â Â Â Â Â§ 153 Abs. 4 S. 1 SGG entschieden werden soll, und
Gelegenheit zur Stellungnahme eingerÃ¤umt. Der KlÃ¤ger hat daraufhin mitgeteilt,
dass er eine ErÃ¶rterung der Sach- und Rechtslage unter Einbeziehung der
ehrenamtlichen Richter im Rahmen einer mÃ¼ndlichen Verhandlung fÃ¼r
notwendig erachtet. Mit gerichtlichem Schreiben vom 11. Februar 2022 ist den
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Beteiligten mitgeteilt worden, dass weiterhin eine Entscheidung durch Beschluss
nach Â§ 153 Abs. 4 S. 1 SGG beabsichtigt ist.

Â 

Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichtsakten und die
beigezogene Verwaltungsakte der Beklagten verwiesen, die dem Senat vorgelegen
haben und die Gegenstand der Beschlussfassung gewesen sind.

Â 

Â 

II.

Der Senat entscheidet nach AnhÃ¶rung der Beteiligten in Anwendung von Â§ 153
Abs. 4 S. 1 SGG durch zurÃ¼ckweisenden Beschluss der Berufsrichter des Senats,
weil er die Berufung einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine mÃ¼ndliche
Verhandlung nicht fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt. Die Beteiligten sind bereits
erstinstanzlich gehÃ¶rt worden. Eine Einigung hat hier nicht erzielt werden
kÃ¶nnen. Auch enthÃ¤lt das Berufungsvorbringen keinen wesentlichen neuen
Sachvortrag. Streitig ist allein die Bewertung einzelner Leiden sowie die
Gesamtbewertung aller bei dem KlÃ¤ger vorliegenden
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen ab einem bestimmten Zeitpunkt. Mit seiner Berufung
verfolgt der KlÃ¤ger nur noch die Feststellung eines GdB von 80 ab dem 17. August
2016. 

Â 

Die form- und fristgerecht (Â§Â 151 Abs.Â 1 SGG) eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig
(Â§Â 143 SGG), aber nicht begrÃ¼ndet. Das Urteil des SG Bremen vom 16. Juli 2021
ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Der KlÃ¤ger
kann die Feststellung eines GdB von 80 ab dem 17. August 2016 nicht
beanspruchen. Ab diesem Zeitpunkt ist keine weitere Verschlechterung des
Gesundheitszustandes eingetreten, die eine Hochstufung des GdB von 70 auf 80
rechtfertigt. 

Â 

Der Senat folgt der ausfÃ¼hrlichen und Ã¼berzeugenden BegrÃ¼ndung des Urteils
des SG Bremen vom 16. Juli 2021, der er sich nach eigener SachprÃ¼fung
anschlieÃ�t und die er daher nicht wiederholt (Â§ 153 Abs. 2 SGG). 

Â 

Hinsichtlich des Berufungsvorbringens des KlÃ¤gers ist noch Folgendes
auszufÃ¼hren:
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Â 

Zutreffend hat das SG Bremen ausgefÃ¼hrt, dass die von P. vorgenommene
zusÃ¤tzliche BerÃ¼cksichtigung eines Einzel-GdB von 50 auf onkologischem
Fachgebiet gemÃ¤Ã� der EinschÃ¤tzung des V. nicht den gesetzlichen Vorgaben
entspricht. In rechtlich nicht zu beanstandender Weise ist das SG Bremen zu dem
Ergebnis gelangt, dass die bei dem KlÃ¤ger vorliegenden
TeilhabebeeintrÃ¤chtigungen â�� auch fÃ¼r den Zeitraum ab 17. August 2016 â��
einen GdB von nicht mehr als 70 rechtfertigen. Insbesondere hat es fÃ¼r das
WirbelsÃ¤ulenleiden einschlieÃ�lich der Auswirkungen der indolenten systemischen
Mastozytose zutreffend lediglich einen GdB von 50 gebildet. 

Â 

Rechtsgrundlage fÃ¼r den geltend gemachten Anspruch auf Feststellung eines GdB
istÂ Â§ 152 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) in der zum 1. Januar 2018 in
Kraft getretenen Neufassung durch das Gesetz zur StÃ¤rkung der Teilhabe und
Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen (Bundesteilhabegesetz â��
BTHG, BGBl. I 2016, 3234 ff.). Nach dieser Vorschrift, die im Rahmen der
vorliegenden Anfechtungs- und Verpflichtungsklage anwendbar ist und die die
bisherigen Regelungen des Â§ 69 SGB IX (Fassung bis zum 31. Dezember 2017) im
Wesentlichen unverÃ¤ndert Ã¼bernommen hat, stellen die fÃ¼r die
DurchfÃ¼hrung des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden
auf Antrag eines behinderten Menschen das Vorliegen einer Behinderung und den
GdB zum Zeitpunkt der Antragstellung fest (Abs. 1 S. 1). Als GdB werden dabei nach
Â§ 152 Abs. 1 S. 5Â SGBÂ IX n. F. die Auswirkungen auf die Teilhabe am Leben in
der Gesellschaft nach Zehnergraden abgestuft festgestellt. Grundlage der
Bewertung waren dabei bis zum 31. Dezember 2008 die aus den Erfahrungen der
Versorgungsverwaltung und den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft
gewonnenen Tabellenwerte der â��Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche
GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertenrechtâ�� (AHP). Dieses Bewertungssystem ist zum 1. Januar
2009 ohne wesentliche inhaltliche Ã�nderungen abgelÃ¶st worden durch die
aufgrund des Â§ 30 Abs. 17 (bzw. Abs. 16)Â BVG erlassene und zwischenzeitlich
mehrfach geÃ¤nderte Rechtsverordnung zur DurchfÃ¼hrung desÂ Â§ 1Â Abs. 1 und
3, desÂ Â§ 30Â Abs. 1 und desÂ Â§ 35 Abs. 1 BVG (Versorgungsmedizin-
VerordnungÂ [VersMedV]) vom 10. Dezember 2008Â (BGBl. I 2412). Die darin
niedergelegten MaÃ�stÃ¤be waren nach Â§ 69 Abs. 1 S. 5 SGB IX (in der bis zum 14.
Januar 2015 gÃ¼ltigen Fassung) auf die Feststellung des GdB entsprechend
anzuwenden. Seit dem 15. Januar 2015 existiert im Schwerbehindertenrecht eine
eigenstÃ¤ndige Rechtsgrundlage fÃ¼r den Erlass einer Rechtsverordnung, in der
die GrundsÃ¤tze fÃ¼r die medizinische Bewertung des GdB und auch fÃ¼r die
medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die Vergabe von Merkzeichen aufgestellt
werden (Â§ 70 Abs. 2 SGB IX in der seit dem 15. Januar 2015 gÃ¼ltigen Fassung
bzw. Â§ 153 Abs. 2 SGB IX in der seit dem 1. Januar 2018 gÃ¼ltigen Fassung).
Hierzu sieht der zeitgleich in Kraft getretene Â§ 159 Abs. 7 SGB IX (nunmehr Â§ 241
Abs. 5 SGB IX n. F.) als Ã�bergangsregelung vor, dass bis zum Erlass einer solchen
Verordnung die MaÃ�stÃ¤be des Â§Â 30 Abs. 1 BVG und der auf Grund des Â§ 30
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Abs. 16 BVG erlassenen Rechtsverordnungen entsprechend gelten.

Â 

AlsÂ Anlage zu Â§ 2 VersMedVÂ sind â��Versorgungsmedizinische GrundsÃ¤tzeâ��
(VMG) erlassen worden, in denen u.a. die GrundsÃ¤tze fÃ¼r die Feststellung des
Grades der SchÃ¤digungsfolgen (GdS) i. S. desÂ Â§ 30 Abs. 1 BVGÂ festgelegt
worden sind. Diese sind auch fÃ¼r die Feststellung des GdB maÃ�gebendÂ (vgl. Teil
A Nr. 2 a VMG). Die AHP und die zum 1. Januar 2009 in Kraft getretenen VMG stellen
ihrem Inhalt nach antizipierte SachverstÃ¤ndigengutachten dar (stÃ¤ndige
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts [BSG], vgl. z. B. Urteil vom 16. Dezember
2014 â�� B 9 SB 2/13 R â�� juris Rn. 10 m. w. N.). 

Â 

Liegen mehrere BeeintrÃ¤chtigungen der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
vor, so wird der GdB gemÃ¤Ã�Â Â§ 152 Abs. 3 S. 1 SGB IX n. F. nach den
Auswirkungen der BeeintrÃ¤chtigungen in ihrer Gesamtheit unter
BerÃ¼cksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen festgestellt. Zur Feststellung
des GdB werden in einem ersten Schritt die einzelnen nicht nur vorÃ¼bergehenden
GesundheitsstÃ¶rungen im Sinne von regelwidrigen (von der Norm abweichenden)
ZustÃ¤ndenÂ (s.Â Â§ 2 Abs. 1 SGB IX)Â und die damit einhergehenden, fÃ¼r eine
TeilhabebeeintrÃ¤chtigung bedeutsamen UmstÃ¤nde festgestellt. In einem zweiten
Schritt sind diese dann den in den VMG genannten Funktionssystemen zuzuordnen
und mit einem Einzel-GdB zu bewerten. In einem dritten Schritt ist â�� in der Regel
ausgehend von der BeeintrÃ¤chtigung mit dem hÃ¶chsten Einzel-GdBÂ (vgl. Teil A
Nr. 3 c VMG) â�� in einer Gesamtschau unter BerÃ¼cksichtigung der
wechselseitigen Beziehungen der einzelnen BeeintrÃ¤chtigungen der Gesamt-GdB
zu bilden. Dabei kÃ¶nnen die Auswirkungen der einzelnen BeeintrÃ¤chtigungen
ineinander aufgehen (sich decken), sich Ã¼berschneiden, sich verstÃ¤rken oder
beziehungslos nebeneinander stehen. AuÃ�erdem sind bei der GesamtwÃ¼rdigung
die Auswirkungen mit denjenigen zu vergleichen, fÃ¼r die in den VMG feste Grade
angegeben sindÂ (Teil A Nr. 3 b VMG). Hierbei fÃ¼hren zusÃ¤tzliche leichte
GesundheitsstÃ¶rungen, die nur einen GdB von 10 bedingen, nicht zu einer
Zunahme des AusmaÃ�es der GesamtbeeintrÃ¤chtigung und auch bei leichten
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen mit einem GdB von 20 ist es vielfach nicht
gerechtfertigt, auf eine wesentliche Zunahme des AusmaÃ�es der Behinderung zu
schlieÃ�en (Teil A Nr. 3 d ee VMG; vgl. zum Vorstehenden auch BSG, Urteil vom 17.
April 2013 â�� B 9 SB 3/12 R â�� juris Rn. 29).

Â 

Die Bemessung des GdB ist nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung desÂ BSG
grundsÃ¤tzlich tatrichterliche Aufgabe (vgl. BSG a.a.O. Rn. 30). Dabei hat
insbesondere die Feststellung der nicht nur vorÃ¼bergehenden
GesundheitsstÃ¶rungen unter Heranziehung Ã¤rztlichen Fachwissens zu erfolgen. 
MaÃ�geblich fÃ¼r die darauf aufbauende GdB-Feststellung ist aber nachÂ Â§
2Â Abs. 1,Â Â§ 152 Abs. 1 und 3 SGB IX n. F., wie sich nicht nur vorÃ¼bergehende
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GesundheitsstÃ¶rungen auf die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft auswirken.
Bei der rechtlichen Bewertung dieser Auswirkungen sind die Gerichte an
dieÂ VorschlÃ¤geÂ der von ihnen gehÃ¶rten SachverstÃ¤ndigen nicht gebunden
(BSG, Beschluss vom 20. April 2015 â�� B 9 SB 98/14 B â�� juris Rn. 6 m. w. N.).

Â 

Die Einzel-GdB-Bewertung erfolgt mithin fÃ¼r Funktionssysteme und nicht â�� wie
P. und der KlÃ¤ger annehmen â�� fÃ¼r fachmedizinische Bereiche. Dies ist dem
Wortlaut des Teil A Nr. 2e) VMG klar zu entnehmen. Als einzelne Funktionssysteme
werden hiernach umfasst: Gehirn einschlieÃ�lich Psyche; Augen; Ohren; Atmung;
Herz- Kreislauf; Verdauung; Harnorgane; Geschlechtsapparat; Haut; Blut
einschlieÃ�lich blutbildendes Gewebe und Immunsystem; innere Sekretion und
Stoffwechsel; Arme; Beine; Rumpf.

Â 

Diesen Vorgaben folgend unterfÃ¤llt die diagnostizierte indolente systemische
Mastozytose insbesondere dem Funktionssystem Rumpf. Nicht die Diagnose,
sondern die durch die Diagnose hervorgerufene BeeintrÃ¤chtigung ist zu bewerten.
Nach den Angaben des SachverstÃ¤ndigen V. ist die indolente systemische
Mastozytose ursÃ¤chlich fÃ¼r die bei dem KlÃ¤ger vorliegende ausgeprÃ¤gte
Osteoporose. Aufgrund der Osteoporose wiederum hat der KlÃ¤ger bereits multiple
WirbelkÃ¶rperfrakturen erlitten. Ebenfalls hierdurch bedingt ist die damit
einhergehende Schmerzsymptomatik.

Â 

Die GdB-Bewertung hierfÃ¼r richtet sich nach Teil A Nr. 18.9 VMG. Hiernach
bedingen WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den mit schweren funktionellen Auswirkungen in
einem WirbelsÃ¤ulenabschnitt (Verformung, hÃ¤ufig rezidivierende oder anhaltende
BewegungseinschrÃ¤nkung oder InstabilitÃ¤t schweren Grades, hÃ¤ufig
rezidivierende und Wochen andauernde ausgeprÃ¤gte WirbelsÃ¤ulensyndrome)
einen GdB von 30, solche mit mittelgradigen bis schweren funktionellen
Auswirkungen in zwei WirbelsÃ¤ulenabschnitten einen GdB von 30 bis 40 und
solche mit besonders schweren Auswirkungen (z.B. Versteifung groÃ�er Teile der
WirbelsÃ¤ule; anhaltende Ruhigstellung durch Rumpforthese, die drei
WirbelsÃ¤ulenabschnitte umfasst [z.B. Milwaukee-Korsett]; schwere Skoliose [ab ca.
70Â° nach Cobb]) einen GdB von 50 bis 70. Dabei sind anhaltende
FunktionsstÃ¶rungen infolge Wurzelkompression mit motorischen
Ausfallerscheinungen â�� oder auch die intermittierenden StÃ¶rungen bei der
Spinalkanalstenose â�� sowie Auswirkungen auf die inneren Organe (z.B.
AtemfunktionsstÃ¶rungen) zusÃ¤tzlich zu berÃ¼cksichtigen. Bei einem
auÃ�ergewÃ¶hnlichen Schmerzsyndrom kann auch ohne nachweisbare
neurologische Ausfallerscheinungen (z.B. Postdiskotomiesyndrom) ein GdB von
Ã¼ber 30 in Betracht kommen. 

Â 
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Unter BerÃ¼cksichtigung dieser Vorgaben und dem nach den medizinischen
Unterlagen vorliegenden Befund gelangt der Senat zu der Ã�berzeugung, dass fÃ¼r
das WirbelsÃ¤ulenleiden kein hÃ¶herer GdB als 50 anzusetzen ist. Dies entspricht
der Bewertung durch den SachverstÃ¤ndigen P. in seinem zweiten Gutachten, der
auf â��orthopÃ¤dischem Fachgebietâ�� einen GdB von 50 angenommen hat. Bei
dem KlÃ¤ger wurden mehrfache Sinterungsfrakturen sowohl in der Brust- als auch
in der LendenwirbelsÃ¤ule festgestellt. Die WirbelsÃ¤ule ist fast versteift in einer
Fehlstellung in Form einer deutlich vermehrten Kyphosierung. Ein Aufrichten bis zur
Geraden der WirbelsÃ¤ule ist nicht mehr mÃ¶glich. Das Gangbild erfolgt mit
vorgebeugtem OberkÃ¶rper. Dies hat Auswirkungen auf die Statik, sodass der
KlÃ¤ger bei lÃ¤ngeren Wegstrecken auf die Benutzung eines Hilfsmittels, etwa
einem Gehwagen, angewiesen ist. ZusÃ¤tzlich leidet der KlÃ¤ger an einer
Schmerzsymptomatik, die allerdings nicht einem auÃ�ergewÃ¶hnlichen
Schmerzsyndrom zuzuordnen ist. So erfolgt weder eine regelmÃ¤Ã�ige Einnahme
von Schmerztabletten noch wurde eine spezielle Schmerztherapie eingeleitet. Auch
konnte der KlÃ¤ger wÃ¤hrend der Untersuchung bei dem SachverstÃ¤ndigen V.
eine Wegstrecke von etwa 50 Metern ohne grÃ¶Ã�ere Probleme zurÃ¼cklegen und
dabei ein Stockwerk mittels Treppe Ã¼berwinden. Da der KlÃ¤ger trotz der
Beschwerden weiterhin mobil war â�� gegenÃ¼ber dem SachverstÃ¤ndigen V. hat
er etwa angegeben, dass er noch relativ viel mit dem Rollator unterwegs sei â��, ist
ein hÃ¶herer GdB fÃ¼r das WirbelsÃ¤ulenleiden nicht anzusetzen. 

Â 

Weitere durch die systemische Mastozytose bedingte Symptome sind
UnvertrÃ¤glichkeitsreaktionen auf Ã¤uÃ�ere Reize (etwa durch Nahrungsaufnahme,
Temperaturwechsel, kÃ¶rperliche Anstrengung), die verbunden sind mit
Blutdruckabfall und MÃ¼digkeit. Diese Auswirkungen sind jedoch nach den
Angaben des SachverstÃ¤ndigen V. unter der aktuellen Medikation gut kompensiert
sind und bei der GdB-Bewertung daher nicht maÃ�geblich von Relevanz. 

Â 

SchlieÃ�lich hat das SG Bremen nach Auffassung des Senats zu Recht einen GdB
von 20 fÃ¼r das Herzleiden zugrunde gelegt. Mit Ã¼berzeugenden Argumenten,
auf die der Senat verweist und sich zu eigen macht, ist das SG Bremen von der
EinschÃ¤tzung des SachverstÃ¤ndigen W. abgewichen. Auch der Senat erachtet die
Befundberichte des den KlÃ¤ger behandelnden Kardiologen X. als ausreichend und
geeignet, um die bestehenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen bewerten zu
kÃ¶nnen. Die klÃ¤gerische Behauptung, durch X. habe nur eine oberflÃ¤chliche
Behandlung stattgefunden, ist durch die in den maÃ�geblichen Berichten
dokumentierten Untersuchungen widerlegt. Insbesondere hat dieser sowohl Ruhe-
als auch Belastungs-EKGs durchgefÃ¼hrt, die eine erhebliche EinschrÃ¤nkung der
Herzleistung nicht belegen. Die Bewertung durch den SachverstÃ¤ndigen W. ist
Ã¼berhÃ¶ht. Ein GdB von 70 ist nach Teil B Nr. 9.1.1 VMG erst bei einer
EinschrÃ¤nkung der Herzleistung in Gestalt einer LeistungsbeeintrÃ¤chtigung
bereits bei alltÃ¤glicher leichter Belastung wie etwa Spazierengehen,
Treppensteigen bis zu einem Stockwerk und leichter kÃ¶rperlicher Arbeit, sowie
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Beschwerden und Auftreten pathologischer Messdaten bei Ergometerbelastung mit
50 Watt anzunehmen. Eine solche Leistungsminderung ist auch den von dem
SachverstÃ¤ndigen W. erhobenen Befunden nicht zu entnehmen. Dieser fÃ¼hrte
mit dem KlÃ¤ger eine sitzende Fahrrad-Ergometrie durch, die insgesamt knapp 14
Minuten andauerte. Der Abbruch erfolgte nicht sicher allein kardial bedingt, sondern
wegen Knie- und Oberschenkelschmerzen und -schwÃ¤che, aber auch wegen
Dyspnoe, wobei letztere im Rahmen der neurologischen Erkrankung und des
Trainingszustandes zu bewerten sei. Auch die Leistungslimitation im Rahmen des
erfolgten Gehtests war nach den Angaben des SachverstÃ¤ndigen W. nicht primÃ¤r
kardial bedingt. Verursacht wurde diese vielmehr durch RÃ¼cken- und
Knieschmerzen, Schmerzen im Bereich des VorderfuÃ�rÃ¼ckens rechts,
KribbelparÃ¤sthesien der FÃ¼Ã�e, eine zunehmende SchwÃ¤che in den
Oberschenkelmuskeln zusammen mit geringem Schmerz und zunehmender Luftnot.
Nach Ã�berzeugung des Senats kommt ein hÃ¶herer GdB als 20 fÃ¼r das
Herzleiden damit nicht in Betracht.

Â 

In Gesamtschau sind die bei dem KlÃ¤ger vorliegenden
TeilhabebeeintrÃ¤chtigungen mit einem GdB von 70 zu bewerten. Das
RÃ¼ckenleiden mit einem GdB von 50 dominiert hier deutlich und ist aufgrund der
psychischen und kognitiven BeeintrÃ¤chtigungen um weitere 10 Punkte hoch zu
stufen. Eine weitere ErhÃ¶hung um 10 Punkte ist gerechtfertigt aufgrund der
multiplen sonstigen â�� eher gering ausgeprÃ¤gten â�� Erkrankungen, die jedoch
zu weiteren EinschrÃ¤nkungen unterschiedlicher Art fÃ¼hren (Herzleiden,
BeeintrÃ¤chtigung des rechten Armes, pAVK).

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 193 Abs. 1 S. 1 SGG. Â 

Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§Â 160 Abs.Â 1 und Abs.Â 2
SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 07.07.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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